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Der VI. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Ver­
handlung vom 23. Oktober 1984 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Steffen 
und die Richter Scheffen, Dr. Ankermann, Dr. Lepa und Bi schoff für Recht 
erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
1. Z ivilsenats des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main 
vom 16. Dezember 1982 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Der im Jahre 1944 geborene Kläger hatte sich s e i t  dem Jahre 1967 wieder­
holt am rechten Knie v e rle tz t und mußte deswegen ärz tlich  behandelt werden. 
Operativ wurde bei ihm 1967 der Innenmeniscus und am 31. Januar 1973 der 
Außenmeniscus en tfern t. Am 24. März 1975 stürzte der Kläger von einer 
Leiter. Er begab sich wegen erheblicher Beschwerden am rechten Knie am 
25. März 1975 ln die vom beklagten Landkreis betriebene Klinik W. Die Auf­
nahmeuntersuchung durch den Oberarzt Dr. A. führte zur Diagnose “Kreuz- und 
mediale Seltenbandläsion des rechten Knies". Noch am selben Tage operierten 
Dr. A. und der Zweitbeklagte, damals Leiter der Unfall chirurgischen Abtei­
lung des Krankenhauses, das Knie. Nach dem Operationsbericht fand sich  eine
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"alte  Insuffizienz des inneren Seitenbandes und vorderen Kreuzbandes am 
rechten Knie; Zustand nach Entfernung von Innen- und Außenmeniscus; 
Chondropathia patellae (degenerative Knorpel-Veränderungen der Knie­
scheibe)“. Ourchgeführt wurde eine “Raffung des vorderen Kreuzbandes durch 
Eminentiaversetzung, Plastik des inneren Seitenbandes nach Jones-Brückner, 
Knorpel glättung der Patella".

Der Kläger, dessen rechtes Knie auf Dauer geschädigt i s t ,  verlangt von 
den Beklagten Ersatz von Verdienstausfall, Feststellung der Ersatzplficht 
der Beklagten für Zukunftsschäden und Zahlung eines Schmerzensgeldes. Er 
w irft den behandelnden Ärzten vor, die Operation sei ohne ausreichende 
Indikation vorgenommen worden. Durch sie sei der Zustand seines rechten 
Knies entscheidend verschlechtert worden. Er sei ferner über die Risiken 
der Operation und deren Folgen nicht aufgeklärt worden, so daß seine Ein­
willigung ln die Operation unwirksam gewesen se i.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat 
Ihr stattgegeben, wobei es ein Schmerzensgeld von 20.000,— DM zuge­
sprochen hat. Mit der Revision begehren die Beklagten weiter die 
Abweisung der Klage.

Entscheidungsgründe:

I .

Das Berufungsgericht läß t offen, ob eine Indikation zur Operation . 
Vorgelegen hat; es hä lt insoweit noch weitere Sachaufklärung für not­
wendig. Es nimmt jedoch an, daß der Kläger vor der Operation nicht 
ausreichend Uber deren Erfolgsaussichten und Risiken aufgeklärt worden
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i s t .  Dazu s t e l l t  es, sachverständig beraten, u .a . fe s t: Die Operation 
sei jedenfalls nicht v ita l in d iz ie rt gewesen. Es habe am rechten Knie 
ein a lte r  Innenband- und vorderer Kreuzbandschaden mit Schubladen­
phänomen bestanden. Das habe dem Kläger aber keine subjektiven Be­
schwerden gemacht. Er habe das Knie voll belasten können. Der je tz ige  
Zustand mit erheblicher Bewegungs- und Gebrauchsbeeinträchtigung des 
rechten Kniegelenkes sei auf die Operation vom 25. März 1975 zurück­
zuführen. Die Operation sei mit “ erheblichen Risiken in Ansehung der 
Heilungschancen" verknüpft gewesen. Untersuchungen über Spätfolgen von 
Bandplastiken hätten ergeben, daß sie  in einem großen Prozentsatz der 
Fälle mit einem mangelhaften oder schlechtem Spätergebnis endeten. 
Darüber habe der Kläger belehrt werden müssen, um ihm die Entscheidung 
zu ermöglichen, ob e r sich überhaupt operieren lassen, oder, was er 
geltend gemacht hat, sich dann in seinem Heimatort von dem ihm bekann­
ten Prof. K. behandeln lassen wolle. Eine derartige Belehrung sei 
nicht erfo lg t. Demgegenüber könnten sich, so meint das Berufungsge­
rich t, die Beklagten nicht darauf berufen, daß das Knie bei einer 
Nichtbehandlung arthro tisch  geworden wäre. Insoweit vermißt es nähere 
Darlegungen darüber, daß solche Folgeschäden eine ähnliche Einschrän­
kung der Bewegungs- und Gebrauchsbeeinträchtigung des rechten Knie­
gelenks bewirkt haben würden und daß sie  schon j e t z t  manifest geworden 
wären. Daß spätere Operationen den Schaden des Klägers verursacht 
haben könnten, hält das Berufungsgericht ebenfalls n icht für ausrei­
chend dargetan und bewiesen.

n .

Die dagegen gerichteten Revisionsangriffe sind begründet und 
führen zur Aufhebung und Zurückweisung der Sache.
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1. Entgegen der Ansicht der Revision i s t  die Berufung des Klägers 
gegen das Urteil des Landgerichts auch insoweit zu lässig , a ls  sie  sich 
gegen die Abweisung der Feststellungsklage und der Klage auf Zahlung 
eines Schmerzensgeldes rich te te . Allerdings en th ie lt die erste  Beru­
fungsbegründung nur den Antrag, die Beklagten unter Abänderung des 
angefochtenen Urteils zur Zahlung des bezifferten Verdienstausfalles 
zu verurteilen , und e rs t  ln einem nach Ablauf der Berufungsbegründungs­
f r i s t  eingegangenen weiteren Schriftsatz hat der Kläger auch die 
weiteren Klageanträge angekündigt. Indessen i s t ,  wie das Berufungsgericht 
zutreffend annimmt, die Erweiterung der zunächst angekündigten Berufungs­
anträge auch dann noch zulässig, wenn sie durch den Inhalt der rechtzei­
tig  abgegebenen Berufungsbegründung gedeckt i s t  und aus dieser sich kein 
Verzicht des Berufungsklägers auf die Anfechtung von Teilen des ihn be­
schwerenden Urteil.s e rg ib t (vgl. BGHZ 7, 143, 144 f; 12, 52, 67; Senats­
u rteil vom 11. März 1961 - VI ZR 209/60 - VersR 1961, 428; st.R spr.; a.A. 
Grunsky NJW 1966, 1393 f f ;  ders. in Stein-Jonas/Grunsky, ZPO, 20. Aufl., 
§519 Rdz. 41).

So l ie g t  es auch im S tre itfa l l .  Da das Landgericht die Klage insge­
samt abgewiesen hat, weil es eine Verletzung des Arztvertrages und 
etwaige deliktisehe Ansprüche des Klägers gegen die Beklagten schon 
dem Grunde nach nicht für bewiesen ansah, befaßte sich die Berufungs­
begründung des Klägers im einzelnen mit den Erwägungen des Landge­
rich ts  dazu, ohne hinsichtlich der einzelnen Klageansprüche zu 
differenzieren, wozu auch kein Anlaß bestand, weil Grundlage für a lle  
Ansprüche die Feststellung eines ärztlichen Fehlverhaltens war, sei es. 
bei der Indikationsstellung zur Operation, sei es bei der gebotenen 
Aufklärung über den geplanten E ingriff. Am Ende der Berufungsbegrün­
dung heißt es ferner wörtlich: "Bei dieser Sachlage kann das an-
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gefochtene Urteil keinen Bestand behalten", und es fo lg t "zur Ver­
meidung von Wiederholungen" eine Bezugnahme auf das weitere Vor­
bringen ers te r Instanz. Diese Begründung reichte auch aus, um die Ab­
weisung der Feststellungsklage und der Schmerzensgeldklage zu recht- 
fertigen. Dazu bedurfte es nämlich keiner zusätzlichen Ausführungen, 
etwa zum Feststellungsinteresse oder zur Höhe des Schmerzensgeldan­
spruches. Insoweit ging es für den Berufungskläger zunächst in e rs te r 
Linie ebenso wie im Hinblick auf den geltend gemachten Verdienstaus­
fa ll darum, gegenüber den Ausführungen im landgerichtlichen Urteil das 
seiner Ansicht nach vorliegende ärztliche Fehlverhalten darzulegen 
und unter Beweis zu s te llen . Das genügte, zumal weitere Erwägungen 
des Landgerichts tatsächlicher oder rechtlicher Art in dessen Urteil 
nicht enthalten waren, um die wesentlichen Anfechtungsgründe auszu­
führen. Im übrigen durfte der Kläger auf sein erstinstanzliches Vor­
bringen Bezug nehmen. Unter diesen Umständen bedurfte die Erweiterung 
der Berufungsanträge n?ch Ablauf der Berufungsbegründungsfrist keiner 
zusätzlichen Begründung mehr.

2. Das Berufungsgericht hat es offen gelassen, ob die Operation am 
rechten Knie des Klägers medizinisch in d iz ie rt war (wofür f re il ic h  
nach den erhobenen Befunden und den Ausführungen der Sachverständigen 
sehr viel sp rich t). Für das Revisionsverfahren 1st deshalb davon aus­
zugehen, daß Dr. A. und der Zweitbeklagte Insoweit keinen Behandlungs­
fehler begangen haben. Fehler bei der Durchführung der Operation 
selbst hatte der Kläger nie behauptet; sie  sind auch nicht e rs ich t­
lich .

3. Eine Haftung der Beklagten nach §§ 31, 823 Abs. 1, 847 BGB für 
die schadensursächlichen Verletzungen am rechten Knie des Klägers und 
die daraus folgenden Schäden nach der Operation vom 25. März 1975 
kommt deshalb nach den bisher getroffenen Feststellungen nur in Be­
trach t, wenn die Einwilligung des Klägers ln die Operation deswegen



unwirksam gewesen i s t ,  weil der Zweitbeklagte ihn nicht in dem erfor­
derlichen Maße über Art und Umfang der geplanten Operation sowie die 
Erfolgsaussichten und Risiken aufgeklärt hatte.

a) Nach den tatsächlichen Feststellungen, die das Berufungsgericht 
zum Befund des Klägers bei der Aufnahme in. die Klinik des beklagten 
Landkreises sowie zu den medizinisch möglichen und erforderlichen 
Maßnahmen und deren Risiken getroffen hat, i s t  seine Ansicht, der 
Kläger sei nicht ausreichend aufgeklärt worden, rechtlich  nicht zu 
beanstanden. Danach mußte der Zweitbeklagte jedenfalls in Betracht 
ziehen, daß die Befunde nicht eindeutig für eine im Vordergrund stehen­
de frische Verletzung des Klägers durch den Sturz von der Leiter am 
vorangegangenen Tage sprachen, sondern daß insbesondere das sogenannte 
Schubladenphänomen und die gesamte Vorgeschichte auf ein a ltes  Trauma 
hindeuteten. Eine Operation des Knies, die auch eine etwa notwendige 
Bänderplastik oder mindestens eine Kürzung und Straffung der Bänder um­
fassen so llte , war mit einem deutlichen Risiko des Mißlingens verbun­
den. Sachverständig beraten s t e l l t  das Berufungsgericht dazu fe s t, daß 
die Spätergebnisse solcher Operationen, soweit sie  a lte  Verletzungen be­
treffen , zu einem hohen Prozentsatz unbefriedigend bleiben, weil eine 
befriedigende S ta b ilitä t des Knies nicht e rre ich t wird. Andererseits be­
steht die Gefahr einer frühzeitigen Arthrosebildung im Knie mit schwe­
ren Folgen für dessen Beweglichkeit im Falle der Nichtbehandlung. Eine 
sofortige Operation war wegen der möglicherweise bestehenden frischen 
Verletzung zwar wünschenswert, aber jedenfalls n icht v ita l ind iz iert. 
Alle diese Umstände hätte der Zweitbeklagte mit dem Kläger erörtern 
nässen, weil dieser nur aufgrund ausreichender Informationen eine eigene 
Entscheidung darüber treffen konnte, ob er sich sofort operieren lassen 
wollte, ob er eine konservative Behandlung vorziehen und ob e r, wie er 
das vorgetragen hat, einen anderen Arzt seines Vertrauens aufsuchen 
so llte . Der Zweitbeklagte hat entsprechende Belehrungen unterlas-
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sen. Die unter seiner Mitwirkung durchgeführte Operation s te l l te  des­
wegen rechtlich  eine rechtswidrige und schuldhafte Körperverletzung 
des Klägers dar, die Grundlage eines Schadensersatzanspruches gegen die 
Beklagten sein kann.

b) Schon die weitere Feststellung des Berufungsgerichtes, die 
Operation des Klägers habe den Gesundheitszustand am Knie, nämlich 
dessen Beweglichkeit und Gebrauchsfähigkeit, verschlechtert, hä lt 
indessen den Verfahrensrügen der Revision nicht stand. Zwar war der 
Kläger tro tz  vorhandener Vorschädigung seines Knies, deren Ausmaß im 
Verlauf der Operation vom 25. März 1975 sichtbar wurde, b is zu seinem 
Unfall vom 24. März 1975 arbeitsfähig und subjektiv im wesentlichen 
beschwerdefrei gewesen. Nach der Operation i s t  es, wie das Beru­
fungsgericht in Übereinstimmung mit der Formulierung des Sachverstän­
digen Prof. Schw. in dessen für das Landgericht e rs te llte n  s c h r i f t l i ­
chem Gutachten f e s t s te l l t ,  “zu einer erheblichen Bewegungs- und Ge­
brauchsbeeinträchtigung des rechten Kniegelenkes gekommen". Im Zusammen­
hang mit den im späteren Gutachten des Sachverständigen Prof. R. erö rter­
ten Erfolgsaussichten von Bandplastiken am Kniegelenk fo lgert das Beru­
fungsgericht daraus, ein Zusammenhang zwischen dem derzeitigen Zustand 
des Knies des Klägers und sogenannten Vorschäden sei ausgeschlossen. Das 
beruht aber, wie die Revision mit Recht rügt, sehr wahrscheinlich auf 
einem Mißverständnis dessen, was die Gutachter haben ausdrücken wollen. 
Das Berufungsgericht übersieht,daß der Kläaer, der vorher beschwerdefrei 
gewesen sein w ill , mit erheblichen Schmerzen am Knie in die Klinik des 
beklagten Landkreises eingewiesen worden i s t ,  die nur auf den Unfall vom 
24. März 1975 zurückgeführt werden können. Wenn dieser kein frisches 
Trauma im Inneren des Knies ausgelöst hat, so hat er doch offensichtlich 
bisher latente  Vorschäden manifest werden lassen; der Kläger war daher 
auch nach den Feststellungen des Berufungsgerichtes zwar vor dem Unfall, 
aber nicht mehr vor der Operation beschwerdefrei. Die oben wiedergegebene 
Bemerkung des SachverständigenProf. Schw. besagt unter diesen Umständen



nur: Nach der Operation hatte der Kläger jedenfalls subjektiv erheb­
lich  größere Beschwerden an seinem rechten Knie a ls  vor seinem 
Unfall; daß diese Beschwerden Folgen der Operation gewesen sind, sagt 
der Sachverständige nicht. Ob, wie die Beklagten ausdrücklich behauptet 
und unter Beweis g e s te llt  haben, die Operation am 25. März 1975 den 
vorher bestehenden Zustand des Knies n ich t wenigstens s ta b il is ie r t ,  
wenn n icht verbessert hat, i s t  dem Gutachten n ich t mit der erforder­
lichen Sicherheit zu entnehmen. Keiner der Sachverständigen i s t  
ausdrücklich danach gefragt worden, wie sich der Zustand und die Ge­
brauchsfähigkeit des Knies ohne operative Behandlung entwickelt hätte. 
Auch im Gutachten des in zweiter Instanz hinzugezogenen Prof. R. i s t  von 
einem Mißerfolg der Operation dahingehend, daß der Zustand des Knies 
nach der Operation schlechter geworden i s t  a ls  e r vorher war, an keiner 
S te lle  die Rede. Soweit sich das Berufungsgericht auf die Ausführungen 
zur allgemeinen Prognose von Bandplastiken bezieht, i s t  es offenbar 
einem Mißverständnis erlegen. Die m itgeteilten s ta tis tischen  Ergebnisse 
darüber, ob die Spätergebnisse einer Bandplastik gut, befriedigend oder 
unbefriedigend ausgefallen sind, befassen sich damit, mit welcher Wahr­
scheinlichkeit durch die Operation eine Verbesserung der Verhältnisse am 
Knie e rz ie l t  werden kann; über das Risiko einer Verschlechterung sagen 
Sie nichts aus. Sie können deshalb in diesem Zusammenhang nicht die 
Überzeugung des Berufungsgerichtes von der mangelnden Ursächlichkeit der 
Vorschaden für den jetzigen Zustand des Klägers tragen. Danach bedarf es 
zur Feststellung der Ursächlichkeit der Operation für eine Verschlechte­
rung des Gesundheitszustandes des Klägers w eiterer Aufklärung.

c) Die Revision rügt ferner mit Recht, daß das Berufungsgericht das 
Vorbringen der Beklagten, das Knie des Klägers wäre bei Nichtbehand­
lung arth ro tisch  geworden und seine Gebrauchsfähigkeit deswegen noch 
weiter verschlechtert worden, a ls  nicht ausreichend angesehen hat. Das 
Berufungsgericht hat allerdings rich tig  erkannt, daß es gegenüber dem



Schadensersatzanspruch des Klägers erheblich sein könnte, wenn der 
Schaden auch ohne das schadenstiftende Ereignis früher oder später 
eingetreten wäre. Rechtlich handelt es sich darum, daß bei Vorhanden­
sein einer Schadensanlage, die zum gleichen Schaden geführt haben 
würde (sogenannte Reserveursache), die Schadensersatzpflicht auf die 
Nachteile beschränkt sein würde, die durch den früheren Schadensein­
t r i t t  bedingt sind (vgl. dazu u .a . Steffen, RGRK, 12. Auf!., § 823 
Rdn. 29 und 100; Staudinger - Medicus, 12. Aufl., § 249 BGB Rdn.
98 f f ;  Giesen, Wandlungen des Arzthaftungsrechtes, S. 44; Deutsch, 
Arztrecht und Arzneimittel recht, S. 57 Rdn. 93).

Die Beklagten hatten schon in der Klageerwiderung vorgetragen und 
unter Beweis g e s te llt , die operative Behandlung des schon geschädigten 
Knies des Klägers sei auch deswegen erforderlich gewesen, weil ohne 
das "die Arthrose nach Jahren so weit fortgeschritten  wäre, daß das 
Gelenk arthrodesereif (Arthrodese = operative GelenkverSteifung eines 
zerstörten Gelenks) gewesen wäre” . Dem entspricht d ie Bemerkung des 
Sachverständigen Prof. R. in seinem Gutachten, "dem re la tiv  ungünsti­
gen Bild" (gemeint sind die Erfolgsaussichten von Bandplastiken) stehe 
"die durchaus traurige Erkenntnis gegenüber, daß das nicht operierte. 
Instabile Kniegelenk in jedem Falle frühzeitig  eine Arthrose mit allen 
Folgezuständen entwickeln wird". Das haben sich die Beklagten, wie 
anzunehmen i s t ,  zu eigen gemacht. Damit hatten sie  entgegen der 
Meinung des Berufungsgerichts ausreichend dargetan, daß ohne operative 
Behandlung sich Schäden am Knie des Klägers entwickelt hätten, die in 
Ihrem Ausmaß über den jetzigen Zustand noch weit hinausgegangen wären, 
und das nicht e rs t  in ferner Zukunft. Weitere Einzelheiten dazu 
brauchten die Beklagten nicht anzuführen. Jedenfalls ln einem Arzt­
haftungsprozeß dürfen, wie der Senat wiederholt ausgesprochen hat, an 
die Substantiierungspflicht der Parteien keine übertriebene Anforde-
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rungen g e s te llt  werden. Es muß genügen, wenn die P artei, wie hier die 
Beklagten, den ih rer Ansicht nach relevanten medizinischen Sachverhalt 

j in wesentlichen Grundzügen darlegen und unter Beweis ste llen .

4. Das angefochtene Urteil beruht auf den aufgezeigten Verfahrens­
fehlern. Es i s t  zumindest nicht aus^uschlleßen, daß nach weiterer 
Aufklärung des Sachverhaltes eine Zurechnung der jetzigen Schäden am 
Knie des Klägers zu der Operation vom 25. März 1975 aus Rechtsgründen 
ausscheidet. Dann könnte sich der Kläger auf mangelhafte ärztliche 
Aufklärung über die Erfolgschancen der Operation zur Begründung seiner 
Schadensersatzansprüche nicht berufen.

Sollte das Berufungsgericht in der Frage der Schadenszurechnung 
wiederum zu einem für den Kläger günstigen Ergebnis kommen, wird es 
für den Erfolg der Klage weiter darauf ankommen, ob der Kläger sich 
etwa deswegen nicht auf das Fehlen seiner Einwilligung in die 
Operation berufen kann, weil er sich, wie e r hat vortragen lassen, 
ordnungsmäßig bielehrt, ln die Behandlung von Prof. K. in F ., der das 
Knie schon einmal operiert hatte, begeben hätte . Mit Grund weisen die 
Beklagten darauf hin, daß der Kläger sich dort im Jahre 1977 erneut 
einer Knieoperation unterzogen hat. Daraus fo lg t, daß der Kläger sich 
unter Umständen auf einen entsprechenden Rat von Prof. K. bei diesem 
auch nach dem Unfall vom 24. März 1975 hätte operieren lassen. Zu 
Gunsten der Beklagten i s t  derzeit davon auszugehen, daß die von ihnen 
vorgenomnene Operation medizinisch in d iz ie rt war. Hätte mithin der 
Kläger sich zu Prof. K. begeben, hätte dieser ihn mit seinem Einver­
ständnis möglicherweise ebenso Wie die Ärzte an der vom beklagten 
Landkreis betriebenen Klinik behandelt, und zwar angesichts dessen, 
daß die Operation von den Beklagten se lbst einwandfrei durchgeführt
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worden i s t ,  nur mit demselben Erfolg. Bei einem solchen Sachverhalt, 
der f re ilic h  von den Beklagten zu beweisen wäre, dürften die Folgen 
der Operation vom 25. März 1975 nicht der unzureichenden Aufklärung 
des Klägers zugerechnet werden.

Schließlich werden die Beklagten bei der erneuten Verhandlung der 
Sache Gelegenheit haben, ihre weiteren Revisionsrügen dem Berufungs­
gericht vorzutragen.

Dr. Steffen Scheffen Dr. Ankermann

Dr. Lepa Bischoff



VI ZR 24/83 BESCHLUSS

ln dem Rechtsstreit

1. des L a  hn  - Di 1 1 - K r e i s e s ,  ____
ver tre ten durch den Kreisausschuß, K ^i-K ^H ^-R lng

2. des Herrn Prof. Dr. med. Gerhart S' 
F d fl^ to tra ß e  #

- Prozeßbevollmächtigter:

Beklagte und Revisionskläger, 

Rechtsanwalt Dr.i

ge  g e n

d^^lonta gear beiter Peter S H ^ m ^ w e g  H

- Prozeßbevollmächtigter

Kläger und Revisionsbeklagten, 

Rechtsanwalt Dr.i



Der VI. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 11. Dezember 1984 
unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und der Richter 
Scheffen, Dr. Ankermann, Dr. Lepa und Bischoff beschlossen:

Die Entscheidungsgründe des Urteils vom 
23. Oktober 1984 werden in Z iff. II 1,
2. Absatz, Zeile 14 und 15 (Seite 6
3. bis 5. Zeile des Umdrucks) gern. § 319 ZPO 
dahin berich tig t, daß der Satz rich tig  
heißt:

"Diese Begründung reichte auch aus, um die 
Angriffe gegen die Abweisung der Fest­
stellungsklage und der .Schmerzensgeldklage

«

zu rechtfertigen."

Dr. Steffen Dr. Ankermann
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